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Es gibt ziemlich viel zu tun
Der vorgeschriebene Weg zur Genehmigung einer Biogasanlage

Bevor ein Biogas-BHKW seine Arbeit aufnimmt, muss ein langer Weg 
der Genehmigung beschritten werden.

G rundlegend für den langfris-
tigen wirtschaftlichen Er-
folg einer Biogasanlage ist 

zunächst eine professionelle und lü-
ckenlose Planung. Hierfür sind um-
fassende Fachkenntnisse, langjährige 
Erfahrung und das Wissen um den 
Stand der Technik sowie Kenntnis-
se über das Genehmigungsverfahren 
unerlässlich, wie sie nur ausgewiese-
ne Fachleute besitzen. Ausführliche 
Informationen zur genehmigungs-
rechtlichen Einstufung, zum Ge-
nehmigungsverfahren und zu den 
Antragsunterlagen enthält das Bio-
gashandbuch Bayern (www.lfu.bay-
ern.de/energie/biogashandbuch/in-
dex.htm) im Kapitel 2.1.

Wichtig für die genehmigungsrecht-
liche Einstufung der zu errichtenden 
Biogasanlage sind folgende Daten:

●● Gesamte installierte Feuerungs-
wärmeleistung des Blockheizkraft-
werks,

●● Biogasproduktionskapazität (um-
gerechnet auf Normbedingungen) 
der Biogasanlage in m3/a,

●● Art und Menge der Einsatzstoffe: 
Nachwachsende Rohstoffe, tierische 
Nebenprodukte, Bioabfälle, sonsti-
ge Abfälle,

●● Fassungsvolumen des Gülle- und/
oder Gärrestlagers,

●● Aufnahmekapazität oder Gesamt-
lagerkapazität für gefährliche bzw. 
nicht gefährliche Abfälle.

Für Biogasanlagen mit einer Ka-
pazität von 10 000 kg oder mehr an 
hochentzündlichem Gas (Biogas) 
gilt auch die Störfall-Verordnung 
(12. BImSchV), aus der sich zusätzli-
che Betreiberpflichten ergeben. Hier 
muss rechtzeitig Klarheit über die 
maximal vorhandenen Gasmengen 
im gasführenden System bestehen. 
Beim Einsatz von (Bio-)Abfällen ist 
zu beachten, dass sich die Genehmi-
gungsschwellen auf die gesamte Ein-
satzstoffmenge beziehen, d. h. Abfälle 
plus nachwachsende Rohstoffe und/
oder Gülle.

Immissionsschutzrechtlich sind 
für die Frage der Genehmigungsbe-
dürftigkeit folgende Gesichtspunkte 
von Bedeutung:

●● Erzeugung von Biogas,
●● Energieerzeugung,
●● Biogasaufbereitung,
●● biologische oder sonstige Behand-

lung von Abfällen oder Gülle,
●● Behandlung und Lagerung von Ab-

fällen, Gülle und Gärrest,
●● Biogasabfackelung.
Eine entsprechende große Tabel-

le im Biogashandbuch Bayern gibt 
einen Überblick über die Abgren-
zung zwischen Bau- und Immissions-
schutzrecht und gibt an, in welchem 
Verfahren immissionsschutzrecht-
lich genehmigungsbedürftige Anla-
ge zu genehmigen sind, in welchen 
Fällen sie der Industrie-Emissions-

richtlinie („IE-RL“)  unterliegen und 
wann sie UVP-pflichtig (Umweltver-
träglichkeitsprüfung) sind.

Genau abstimmen
Bei jedem Genehmigungsverfah-

ren sowie bei der genehmigungsbe-
deutsamen Änderung von Anlagen 
sollte rechtzeitig ein Beratungsge-
spräch zwischen dem Bauherrn / zu-
künftigen Anlagenbetreiber und der 
zuständigen Genehmigungsbehörde 
geführt werden. Von bevorstehenden 
Baumaßnahmen und dem Betrieb 
von Biogasanlagen sind auch andere 
Menschen und die Umwelt betroffen. 
Deshalb empfiehlt das Biogas Forum 
Bayern Vorgespräche mit Nachbarn, 
der Gemeindeverwaltung, dem Un-
ternehmen für die Abnahme der 
elektrischen Energie und möglichen 
Wärmeabnehmern, dem zuständigen 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sowie den zuständigen 
Genehmigungsbehörden. Die recht-
zeitig geführten Gespräche geben 
Klarheit und beugen Konflikten vor.

Mit den Behörden sollte bereits 
während der Vorplanung geklärt 
werden, welches Genehmigungsver-
fahren greift (Baurecht oder BIm-
SchG) und welche Antragsunterla-
gen entsprechend vorzulegen sind. 
Dabei sind die folgenden Aspekte 
von Bedeutung: 

●● Immissionsschutz (Lärm- und 
Luftemissionen, Gerüche) – Erfor-
dernis eines Umweltgutachters,

●● Anlagensicherheit, 
●● Abfallwirtschaft,
●● Wasserwirtschaft,
●● Arbeitsschutz, 
●● Veterinärrecht,
●● Naturschutz,
●● Flächennutzungsplan, Eingrü-

nungsplan,
●● evtl. Auflagen für den Rückbau der 

Anlage.

Sind die Vorgespräche geführt 
und alle erforderlichen Informatio-
nen für die Bauentscheidung vorhan-
den, so muss ein konkreter Planungs-
auftrag erteilt werden. Stichworte für 
das Gespräch mit dem Planer sind in 
Ergänzung zu den oben genannten 
Punkten:

●● Bauplanerstellung, 
●● Abnahmeprüfungen: Prüfproto-

kolle für Elektroinstallation, Bio-
gasfolienspeicher und gasführende 
Rohrleitungen (mit Gas beaufschlag-
te Behälterteile),

●● Brandschutzkonzept, 
●● Blitzschutz,
●● Prüfung vor Inbetriebnahme ei-

ner überwachungsbedürftigen An-
lage und der Anlagenteile,

●● Düngemittelrecht,
●● ggf. Verkehrskonzept.
Anschließend wird die Eingabepla-

nung erstellt, zu der sämtliche Bau-
zeichnungen, Lagepläne (M 1:1.000; 
1:5000; 1:500 mit Anlagendarstel-
lung), Grundrisse, Schnitte, der Ex-
plosionsschutz-Zonen-Plan und 
Ansichten gehören. Spezifische An-
gaben zu Anlagenart und zum Ver-
fahren müssen im Textteil des Antra-
ges folgen. 

Checklisten
Mit dem Planungsfortschritt kön-

nen die Berater der Landwirtschaft-
lichen Berufsgenossenschaft oder der 
Gewerbeaufsichtsämter zu sicher-
heitsrelevanten Themen, fachkundig 
beraten. Das Biogashandbuch Bay-
ern enthält im Kapitel 2.1.6 im An-
hang 1 eine tabellarische Aufstellung 
der erforderlichen Antragsunterla-
gen für das baurechtliche Genehmi-
gungsverfahren und im Anhang 2 
eine tabellarische Aufstellung der 
erforderlichen Antragsunterlagen 
für das immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungsverfahren.

Für eine schnelle und zielgerich-
tete Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens sind hochwerti-
ge Antragsunterlagen erforderlich. 
Die Checklisten im Biogashandbuch 
Bayern enthalten eine Zusammen-
stellung der möglicherweise erfor-
derlichen Antragsunterlagen für Bio-
gasanlagen. Im Einzelfall entscheidet 
jedoch die Genehmigungsbehörde, 
welche Unterlagen für die Erfüllung 
der Prüf- und Begutachtungspflich-
ten vorzulegen sind. Es können also 
weitere Unterlagen gefordert wer-
den, wenn dies zur Prüfung des Vor-
habens relevant ist. 

Grundsätzlich unerlässlich sind 
alle für die Prüfung der Genehmi-
gungsfähigkeit der Anlage notwen-
digen Angaben. Als zusätzliche Hilfe 
für die Erstellung der Antragsunter-
lagen wurden vom Biogas Forum 
Bayern Checklisten zu genehmi-
gungsrelevanten Punkten erarbeitet, 
die von www.biogas-forum-bayern.
de heruntergeladen werden können.

Im weiteren Verlauf des Genehmi-
gungsverfahrens geben die beteilig-
ten Fachbereiche ihre Stellungnah-
men zum geplanten Bauvorhaben ab. 
Mit dem Bau der Anlage darf erst be-
gonnen werden, wenn eine entspre-
chende Genehmigung vorliegt! Der 
Baubeginn ist der zuständigen Ge-
nehmigungsbehörde, den Gewerbe-
aufsichtsämtern und den zuständigen 
Berufsgenossenschaften zu melden. 
Die Inbetriebnahme bzw. die Bauvol-
lendung ist der zuständigen Geneh-
migungsbehörde anzuzeigen. 

Um einen sicheren Betrieb der Bio-
gasanlage zu gewährleisten, sind vor 
Baubeginn vom Planer oder vom 
Betreiber selbst Herstellerbescheini-
gungen (EG-Konformitätserklärun-
gen) und Bedienungsanleitungen 
von den Herstellern der verbauten 
Komponenten (Maschinen, Geräte, 
Schutzsysteme sowie Sicherheits-, 
Kontroll- und Regelvorrichtungen) 
zu beschaffen. Darin muss die Kon-
formität mit den EG-Richtlinien 
(Produktsicherheitsgesetz - ProdSG) 
bescheinigt sein. 

Vor dem Einbau der Komponenten 
ist darauf zu achten, dass diese An-
lagenteile mit einer CE-Kennzeich-
nung versehen sind. Für die Besich-
tigungen nach der Fertigstellung 
der Biogasanlage durch die Geneh-
migungsbehörden – insbesondere 
durch die Berufsgenossenschaft und 
das Gewerbeaufsichtsamt – sind die-
se Unterlagen bereitzuhalten. Wäh-
rend der Bauphase muss die Baustel-
lenverordnung (BauStellV) beachtet 
werden! Zuständig für den Vollzug 
sind das Gewerbeaufsichtsamt und 
die Berufsgenossenschaft.

Die vor der Inbetriebnahme der 
Biogasanlage durchzuführenden 
Prüfungen sind im Biogashandbuch 
Bayern im Kap. 2.2.4.3.7 detailliert 
beschrieben. Zu den Prüfungen zählt 
unter anderem die Dichtheitsprüfung 
von Behältern und Sammeleinrich-
tungen durch die ausführende Firma 
oder einen von ihr beauftragten un-
abhängigen Dritten (Wasserstands-
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Mit Sonnenkraft geht wieder was
Photovoltaik: Freiflächenanlagen und Mieterstrom machen Hoffnung

Carsten Körnig vom 
Bundesverband Solarwirtschaft 
BSW blickt mit Optimismus in 
die nahe Zukunft.

messung, Druckprüfung). 
Die Protokolle sind der Kreisver-

waltungsbehörde (KVB) und dem 
Sachverständigen nach § 18 VAws 
vor Inbetriebnahme vorzulegen.

Vor Inbetriebnahme muss nach 
§ 15 Betriebssicherheitsverordnung 
die Biogasanlage durch eine zugelas-
sene Überwachungsstelle (ZÜS) oder 
befähigte Person hinsichtlich Mon-
tage, Installation, Aufstellungsbedin-
gungen und der sicheren Funktion 

auf Explosionssicherheit geprüft wer-
den. Weitere Auflagen sind:

●● Explosionsschutzdokument mit 
EX-Schutzzonen-Plan nach § 6 
GefStoffV in Verbindung mit der 
TRGS 529 Pkt. 4.2,

●● Abnahmebescheinigung der Fach-
handwerker wie Elektro- und Gasin-
stallation nach Technische Informa-
tion 4 – Sicherheitsregeln für Biogas
anlagen,Abnahmebescheinigung der 
Folie des Gasspeichers nach TI 4 An-

hang 2, Seite 44 und
●● Dichtigkeitsprüfung der Folie z. B. 

mit Rauch. 
Für spätere Arbeiten sollte auf der 

Biogasanlage ein Lageplan für erd-
verlegte Rohr- und Elektroleitun-
gen gefertigt werden. Zur Inbetrieb-
nahme muss eine Betriebsanweisung 
vorhanden sein und es müssen min-
destens zwei Personen eine Betrei-
berschulung nachweisen können.

Diese Zusammenfassung basiert 

auf der Fachinformation „Der Weg 
zur Genehmigung und zum rechts-
konformen Betrieb einer Biogasan-
lage“ des Biogas Forum Bayern, die 
von www.biogas-forum-bayern.de 
kostenlos heruntergeladen werden 
kann.

Wolfgang Klein
Sozialversicherung für Landwirtschaft, 

Forsten und Gartenbau
Mathias Effenberger
LfL Landtechnik, Freising

D ass es mit der Installati-
on neuer Solarstromanla-
gen nicht bereits steil berg-

auf geht, dafür macht Marc Köntges 
hauptsächlich die schlechte Kommu-
nikation der Branche verantwortlich. 
Denn „Photovoltaik (PV) lohnt sich 
wieder. Aber das müssen die Investo-
ren erst wieder verstehen“, meint der 
wissenschaftliche Leiter des 32. Sym-
posiums Photovoltaische Solarener-
gie auf Kloster Banz.

Doch der Aufschwung ist nach 
Meinung des Forschers vom Solarin-
stitut ISFH aus Hameln nur eine Fra-
ge der Zeit. Denn mit dem Projekt 
Mieterstrom und der Erlaubnis, auf 
für die Landwirtschaft ungünstigen 
Feldern und Wiesen wieder PV-An-
lagen zu errichten, habe die Branche 
wieder jede Menge Möglichkeiten.

Zu Freiflächen-PV wurde die gute 
Nachricht aus dem Bayerischen Wirt-
schaftsministerium ausgerechnet am 
zweiten Tag der PV-Konferenz veröf-
fentlicht: Bayerns Energieministerin 
Ilse Aigner (CSU) habe nach eigenen 
Angaben die „Länderöffnungsklau-
sel“ im renovierten Erneuerbare-
Energien-Gesetz EEG 2017 durchset-
zen können. Die macht „PV-Projekte 
auf Acker- und Grünlandflächen in 

agrarisch benachteiligten Gebieten 
nun wieder möglich“. Eine Überischt 
über benachteiligte Gebiete gibt die 
Karte www.agrarbericht-2014.bay-
ern.de/tabellen-karten/files/k20.pdf.

Zwar müssten sich die Planer grö-
ßerer PV-Anlagen an den dreimal 
jährlich stattfindenden Ausschrei-
bungen des Bundes beteiligen, er-
läutert Cornelia Viertl vom Bun-
deswirtschaftsministerium den 
Symposiumsbesuchern auf Kloster 
Banz. Doch sie ist sicher, hier seien 
betriebswirtschaftlich sinnvolle An-
gebote möglich: „Die Stromgeste-
hungskosten mit PV liegen unter der 
EEG-Vergütung.“

Das gelte auch für Mieterstrom: 
Die Bundesregierung plant, dass Be-
wohner den Solarstrom vom Miets-
hausdach genauso günstig nützen 
können, wie es heute schon Eigen-
heimbesitzern mit PV-Dach unter 
dem Stichwort „Eigenstrom“ mög-
lich ist.

Carsten Körnig vom Bundesver-
band Solarwirtschaft BSW stimmt 
deshalb der Ministerialen zu: Das 
EEG 2017 biete „mehr Investitions-
sicherheit. Und es gibt wieder mehr 
Chancen. Das begreift selbst die kon-
ventionelle Energiewirtschaft. Ge-

meinsam mit der Lokalpolitik zeigt 
sie Bereitschaft für neue Märkte wie 
Mieterstrom“, sagt er. Gerade kom-
munale Wohnungsfirmen sollten 
hier vorweg gehen: Auf dem Miets
hausdach erzeugter Solarstrom sei 
viel billiger als Elektrizität aus dem 
Netz, wenn Mieter den Großteil der 
EEG-Umlage zurückbekommen. 

„Die Aussichten der Branche sind 
vergleichsweise aufgehellt, auch das 
Handwerk hat wieder auskömm-
lichere Margen. Doch wir müssen 
mehr Öffentlichkeitsarbeit machen, 
damit Menschen und Gewerbe mit-
bekommen, dass unsere Technologie 
sich wieder rechnet“, gibt sich aber 
auch Körnig selbstkritisch. Dabei be-
zieht er die sogenannten Solarstrom- 
Speichersysteme in Eigenheimen mit 
ein: „Der Markt vor der Haustür“ ist 
das für den BSW-Mann, der etwa 800 
Unternehmen vertritt.

Doch in der Branche ist man vor-
gewarnt: „Wenn der Politik nicht 
noch was Schlimmes einfällt, könn-
ten wir 2017 in Richtung zwei Giga-
watt (GW) pro Jahr kommen“; damit 
würde sich Körnig zufriedengeben. 
Zwar lagen die Installationszahlen 
2010 bis 2012 fast auf dem vierfa-
chen Niveau; auf sechs GW will der 
BSW mittelfristig wieder kommen. 
Aber zum Vergleich: 2015 wurde ge-
rade mal 0,3 GW neu gebaut. 

Auch auf das viel kritisierte EEG 
will die Solarbranche nicht ewig po-
chen: „Wir sind im Übergangsprozess 
zu selbsttragenden Geschäftsmodel-
len. Aber wir brauchen faire Wettbe-
werbsbedingungen“. Körnig zeigt vor 
allem auf „fossile Energieträger: De-
ren Schadstoffausstoß muss bepreist 
werden.“ Dazu brauche die Politik 
Mut; vielleicht traue sich eine neue 
Koalition nach der Bundestagswahl 
an das Thema. Heinz Wraneschitz

Für die Energiewende braucht man Energieeffizienz

Auch nach der Umsetzung der 
„10-Punkte-Energie-Agenda“ 

der Bundesregierung besteht wei-
terhin ein erheblicher Handlungs-
bedarf zur Erreichung der Energie-
wendeziele. Offensichtlich ist, dass 
den zumeist positiven Trends im 
Bereich der erneuerbaren Energien 
auf der einen Seite eine unbefriedi-
gende Entwicklung bei der „Ener-
gieeffizienz“ gegenübersteht. Insbe-
sondere das Klimaschutzziel dürfte 
mit großer Wahrscheinlichkeit ver-
fehlt werden.

„Um die Zielerreichung zu sichern 
und die Glaubwürdigkeit der Ener-
giewende zu erhalten, ist ein verlässli-
cher und langfristig stabiler Rahmen 
für die Transformation des Energie-
systems notwendig“, so Andreas Lö-
schel (Uni Münster), Vorsitzender 
der unabhängigen Expertenkommis-

sion zum Monitoring-Prozess „Ener-
gie der Zukunft“. Die Bestandsauf-
nahme der Expertenkommission zu 
den quantitativen Zielen der Ener-
giewende für das Jahr 2020 zeigt die 
weiterhin bestehenden Handlungs-
notwendigkeiten: Die für den Strom- 
und Wärmebereich angestrebten 
Ziele im Bereich der erneuerbaren 
Energien werden zwar wahrschein-
lich erreicht, die Zielerreichung bei 
der Senkung des Primärenergiever-
brauchs und des Wärmebedarfs für 
Gebäude erscheint hingegen nicht 
sichergestellt. 

Und die anderen Energiewende-
Ziele zur Energieproduktivität, zum 
Endenergieverbrauch sowie zum 
Anteil der erneuerbaren Energien 
im Verkehr und vor allem zur Re-
duktion der Treibhausgasemissio-
nen werden voraussichtlich verfehlt. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen 
der „10-Punkte-Energie-Agenda“ 
eine Reihe von Maßnahmen ergrif-
fen, etwa als Teil des Nationalen Ak-
tionsplans Energieeffizienz (NAPE). 

Der jetzige Regulierungsrahmen 
der Energiewende besteht aber noch 
aus einer Vielzahl von kleinteiligen 
Regelungen, Ausnahmen und För-
derungen. Aus Sicht der unabhän-
gigen Expertenkommission wäre es 
jedoch wünschenswert, einen ver-
lässlichen und langfristig stabilen 
Rahmen für die Transformation zu 
setzen. Als Leitinstrument wird da-
für eine allgemeine CO2-Beprei-
sung vorgeschlagen. Zur weiteren 
Gestaltung des Klimaschutzes ist 
auch eine Fortschreibung und Ver-
vollständigung des Zieltableaus des 
Energiekonzepts für das Jahr 2030 
notwendig. Dabei kommt der Ener-

gieeffizienz eine herausragende Rol-
le zu. Ihr müsse die richtige Bedeu-
tung zugemessen werden.  

Die Rahmenbedingungen für die 
Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien sind strategisch weiterzu-
entwickeln, um einen stärkeren An-
reiz zur Markttransformation zu set-
zen. In verschiedenen Punkten wird 
die Ausgestaltung der Mengensteue-
rung im Erneuerbaren-Energien-Ge-
setz (EEG) kritisch gesehen. Die elek-
trizitätswirtschaftliche Infrastruktur 
spielt eine zentrale Rolle für die Um-
setzung der Energiewende und ist 
durch einen zügigen Netzausbau und 
eine Weiterentwicklung der Beprei-
sung für die Netznutzung zukunfts-
fest zu machen. 

Bei all diesen Anstrengungen soll-
te darauf geachtet werden, die Preis-
würdigkeit der Energieversorgung 
weiter im Griff zu behalten, denn 
mittelfristig ist von steigenden Letzt-
verbraucherausgaben auszugehen.�
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